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Samstag , LI . November

Vsdischrr Landtag .

Vortrag des FjnanMinisters
bei Vorlage des Budgets für die Jahre 1892 und 1893 .

Im Allerhöchsten Auftrag Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs habe ich die Ehre , Ihnen
das Budget für die Jahre 1892 und 1893 zur
Prüfung und Zustimmung vorzulegen .

Die Vorlage , die sofort in Ihre Hände gelangen wird ,
enthält nach der Hebung der letzten Jahre den Entwurf
des Finanzgesetzes und die sämmtlichen Spezial -
budgetS der verschiedenen Verwaltungszweige .

Was die Form anbelangt , so werden Sie keinerlei
erhebliche Abweichungen gegen die letzte Budgetperiode
finden . Was aber den Inhalt der Vorlage angeht , so
wird es gut sein, wenn Sie mit den Spezialbudgets noch
diejenigen Nachweisungen Zusammenhalten , die wir
Ihnen in dem ersten und zweiten Beilagenheft über die
Führung des Staatshaushalts in den unmittelbar voran -

gegangenen Jahren geliefert haben . Sie werden
daraus ein vollständiges und zutreffendes Bild von der
Entwickelung und dem heutigen Stand unserer Staats¬
finanzen erhalten . Am einfachsten und reinsten kommt
das Gesammtbild dieser Lage zum Ausdruck im Entwurf
des FinanzgesetzrS , der nebst Begründung und Bei¬
lagen in dem gedruckten Heft , das sogleich zur Berthei -
lung gelangen wird , den Spezialbudgets vorangestellt ist.
In diesem Gesetzentwurf finden Sie sowohl von den
rechnungsmäßigen Ergebnissen der Finanzgebahrung
bis zum Beginn des laufenden Jahre », als auch von der
Veranschlagung des Bedarfs und der Deckungsmittel
für die nächste Budgetperiode die wichtigsten Abschluß¬
zahlen in summarischer Weise zusammengefaßt .

Auf diesen Umstand , daß im Finanzgesetz nicht bloß
die Buchgetsätze für die kommende Finanzperiode , son¬
dern auch die finanziellen Resultate der letztver¬
flossenen Jahre ziffermäßig in die Erscheinung treten ,
bitte ich Sie diesesmal ein besonderes Augenmerk zu
richten . Ich muß dies deßhalb thun , weil gerade , durch
den Abschluß der Rechnungen der letzten Jahre die heutige
Lage unseres Staatshaushaltes in ganz bemerkenSwerther
Weise beeinflußt wird . In welch' ungewöhnlichem Maße
dies der Fall ist , werden Sie sofort erkennen , wenn ich
jetzt zunächst einen Blick auf den finanziellen Ver¬
lauf der letzten Jahre werfe und Sie mir dabei für
kurze Zeit Ihre Aufmerksamkeit schenken wollen .

Ich gehe aus von der Lage zu Beginn des Jahres 1888 .
Das damals von Ihnen genehmigte Finanzgesetz für
1888 und 1889 rechnete mit einem Stand des umlaufen¬
den Betriebsfonds der allgemeinen Staatsver¬
waltung von rund 10 800000 M . Sie wissen, daß in
der Veränderung und der jedesmaligen Höhe des Be¬
triebsfonds sich die mehr oder minder erfreuliche Ent¬
wickelung unseres Staatshaushaltes ausprägt : günstige
Zeiten haben ein Ansteigen , ungünstige Zeiten ein Herab¬
sinken de» Betriebsfonds zur Folge ; er bildet gleichsam
das Reservoir , in das die zu den laufenden Bedürfnissen
nicht erforderlichen Mittel der Staatsverwaltung hinein¬
fließen , aus dem aber im ungünstigen Fall auch die

Deckungsmittel für unerwarteten Bedarf in erster Reihe
zu entnehmen sind . Das Finanzgesetz hatte nun an¬

genommen , daß zur Herstellung des Gleichgewicht - zwi¬
schen Ausgaben und Einnahmen dem Betriebsfond ein

Betrag von etwas über 2 Millionen zu entnehmen sein
werde ; indessen ist diese Voraussetzung nicht eingetroffen ,
sondern der Betriebsfond stieg vielmehr infolge höheren
Erträgnisses unserer Landessteuern und der Ueberweisungen
aus Zolleinnahmen bis zum Ende des Jahres 1889 auf
über 19 Millionen . Auch hat im Jahr 1890 , dem

ersten Jahr der jetzt noch laufenden Budgetperiode , diese
ungewöhnlich günstige Entwickelung sich fortgesetzt : so
hat im Jahr 1890 unsere Steuerverwaltung im Vergleich
zum Voranschlag um nahezu 4 Millionen , die Abrechnung
mit dem Reich um über 2 Millionen günstiger abge¬
schlossen und der Betriebsfond hierdurch wieder um
mehr als 5 Millionen zugenommen , so daß er zu Beginn
des laufenden Jahres den früher kaum erreichten Stand
von rund 25 Millionen erlangt hat . Die Ergebnisse
des Jahres 1891 sind erklärlicher Weise jetzt noch nicht
zu übersehen , sie fallen übrigens nach unserem System
der Budgetaufstellung nicht mehr in den Rahmen der Be¬

trachtungen , die sich auf den Voranschlag für die nächste
Finanzperiode beziehen .

Ich wiederhole : die Ueberschüsse , welche die letzten
Jahre in unerwarteter Höhe geliefert haben , ergeben
einen Betriebsfond von rund 25 Millionen ; davon ist
indessen zur theilweisen Deckung des bereits bewilligten
außerordentlichen Aufwandes ein restlicher Betrag von
rund 4,6 Millionen vorzubehalten und muß außerdem
ein weiterer Betrag von rund 6 ' / , Millionen , der gleich¬
sam die normale Höhe des Betriebsfonds darstellt , in der

Form von Kassenvorräthen und unvermeidlichen Forde¬
rungsausständen vorhanden sein . Wenn Sie diese bei¬
den Posten mit zusammen etwas über 11 Millionen in

Abzug bringen von jenen 25 Millionen , so bleibt ein

Betrag von nahezu 14 Millionen , welcher für die

Bedürfnisse der nächsten Budgetperiode neben den
in dieser selbst flüssig zu machenden Mitteln verwendet
werden kann . Wie viel von diesen 14 Millionen durch
reichliche Dotirung des ordentlichen und außerordent¬
lichen Etats aufgebraucht wird , werden Sie aus der

^ liebersicht über den Inhalt der Spezialbudgcrs , die ich
I Ihnen nachher geben werde , des Näheren ersehen ; so¬

weit aber dadurch die im Betriebsfond angesammelten
Ueberschüsse nicht vollständig erschöpft werden , bilden sie
einen disponibeln Restbetrag , über dessen Verwen¬
dung eine besondere Beschlußfassung nöthig wird . Sie
haben bereits am Tag - der Eröffnung des Landtags er¬
fahren und ich wiederhole es an dieser Stelle , daß die
Großherzogliche Regierung Ihnen empfiehlt , diesen Rest¬
betrag der Ueberschüsse zur Ermäßigung der direk¬
ten Steuern in der kommenden Budgctperiode zu ver¬
wenden . Ich bin nämlich der Meinung , daß neben den
vielen Interessenten , die sich fast Tag für Tag hilfe¬
suchend an den Staat wenden , der Steuerzahler auch
einige Beachtung und Berücksichtigung verdient , und wenn
Sie meinem aus langer Erfahrung geschöpften Rath
folgen und diesen Gesichtspunkt bei Ihren Berathnngen
im Auge behalten wollen , so wird mir dies zu ganz be¬
sonderer Befriedigung gereichen . Ich komme hierauf
zurück, möchte Sie aber jetzt schon bitten , sich die That -
sache zu vergegenwärtigen und für Ihre weitere Beur -
theilung der Sachlage festzuhaltcn , daß das Vorhanden¬
sein dieser erheblichen Ueberschüsse aus abgelaufe¬
nen Jahren die Signatur unserer heutigen Finanz¬
lage bildet und daß es durchaus nur diesen Ueberschüssen
und nicht etwa ausschließlich dem Anwachsen ordentlicher
Staatseinnahmen . deren Nachhaltigkeit vorauszusetzen
man berechtigt wäre , zu verdanken ist , daß wir uns in
der Lage gesehen haben , Ihnen eine beträchtliche Steuer¬
erleichterung vorzuschlagen .

Was sodann die Gestaltung des nächsten Budgets
im engeren Sinn anbelangt , so werden zunächst folgende
Hauptzahlen für Sie von Interesse sein .

Das ordentliche Budget für 1891 schloß ab mit
einem Ueberschuß von rund 750000 M . ; das Ihnen
nunmehr vorzulegende Budget für 1892/93 dagegen würde ,
auch wenn wir Ihnen eine Herabsetzung der Steuern
nicht vorgeschlagen hätten , abschließen mit einem Fehl¬
betrag von jährlich 140 746 M . oder für die beiden
Jahre von 281492 M . Der außerordentliche Etat
weist diesesmal einen nicht durch außerordentliche Ein¬
nahmen gedeckten Betrag auf von rund 8,8 Millionen ,
gegenüber rund 7,3 Millionen des vorigen Budgets .
Für diesen beiden Beträge , das Defizit des ordentlichen
Etats mit 281000 M . , rund 0,3 Millionen Mark und
den außerordentlichen Bedarf mit 8,8 Millionen Mark ,
zusammen also für einen Betrag von 9 . 1 Millionen findet
sich die Deckung in den ausführlich besprochenen Ueber¬
schüssen des Betriebsfonds . Sie erinnern sich, daß diese
Ueberschüsse vorhin von mir zu nahezu 14 Millionen be¬
rechnet worden sind ; hievon die soeben genannte , zur
Deckung des Bedarfs in der nächsten Periode nöthige
Summe von 9,1 Millionen abgezogen , verbleibt ein Rest
von nicht ganz 4,9 Millionen , genauer von 4 867 716 M .
für beide Jahre oder von 2 433 858 M . für ein Jahr ,
und dies ist der Betrag , den wir Ihnen Vorschlägen , zur
Steuerermäßigung zu verwenden . In der Annahme ,
daß Sie dieser Verwendung des Ueberschusses Ihre Zu¬
stimmung nicht versagen werden , und in ver Hoffnung ,
daß über die Art und Weise , wie die Ermäßigung den
einzelnen Steuergattungen zu Theil werden soll , recht¬
zeitig eine Verständigung zwischen der Großherzoglichen
Regierung und dem Landtag erzielt wird , haben wir in
das Budget der Steuerverwaltung bereits mit Wirkung
vom 1 . Dezember 1891 an die ermäßigten Sätze einge¬
stellt . Das vorhin von mir auf 281 492 M . bezifferte
Defizit im ordentlichen Etat hat sich dadurch um
den Betrag der Steuerermäßigung mit 4 867 716 M .
erhöht , und berechnet sich demnach auf 5 149 208 M .
Ein so großes budgetmäßiges Defizit im ordentlichen
Etat zu schaffen, und zwar durch eine Steuerherabsetzung ,
die fast an ein Viertel aller direkten Abgaben hinanreicht ,
ein Defizit von über 5 Millionen , zu welchem noch gegen
9 Millionen außerordentliche Ausgaben kommen , könnte
vielleicht Bedenken erregen . Allein ich weiß unter den
vorliegenden Verhältnissen keinen Weg zu bezeichnen , auf
dem eine sachgemäßere Verwendung der vorhandenen
Ueberschüsse sich begründen ließe ; zu wünschen ist nur ,
daß es uns erspart bleibt , das , was jetzt nur eine Rech¬
nungsgröße , nur das Ergebniß eines Voranschlags ist,
zu einem wirklichen Fehlbetrag im Staatshaushalt wer¬
den zu sehen. Und die Möglichkeit , dies zu vermeiden ,
ist zu einem nicht geringen Theil auch in Ihre Hände
gelegt .

Ich habe soeben angeführt , daß im ordentlichen
Etat die Einnahmen der nächsten Budgetperiode um
5 149 208 M . hinter den Ausgaben Zurückbleiben ; dies
macht für ein Jahr durchschnittlich 2574 604 M . Die
jährlichen Ausgaben sind nämlich auf 57243630 M .
veranschlagt , die Einnahmen auf 54 669 026 M . ; ge¬
genüber dem letzten Budgetsatz zeigen sonach die ordent¬
lichen Ausgaben (57 243630 M . gegen 49 561877 M . )
eine Steigerung um jährlich 7 681 753 M . , die Einnah¬
men dagegen (54 669026 M . gegen 50 313 220 M .)
eine Steigerung um 4 355 806 M .

Die Aufgabe , Ihnen nun einen möglichst klaren Ein¬
blick in die Gestaltung unseres ordentlichen Etats zu
geben , glaube ich mir zu erleichtern , wenn ich die ihm
ungehörigen Spezialetats wieder in zwei Gruppen zu¬
sammenfasse : Aufwandsetats und Einnahmeetats . Als
Einnahmeetats bezeichne ich die Spezialbudgets der
Domänen - , der Salinen - und der Steuerverwaltung ,

denn die Bestimmung dieser Verwaltungszweige ist es ,
der Staatsverwaltung die finanziellen Mittel zur Be -
fnedlgung ihrer Bedürfnisse bereit zu stellen ; die hier
vorkommenden Ausgaben sind Lasten und Kosten der
Elnnahmegcwlunung , ich werde sie überall an den Roh¬
einnahmen vorweg in Abzug bringen . Alle übrigen
Spezialbudgets bilden zusammen die Gruppe der Auf -
wandSetats : bei ihnen handelt es sich in erster Linie
um einen eigentlichen Staatsaufwand ; die Einnahmen
die hier Vorkommen . sind mehr oder weniger zufälliger
Art oder sie haben den Charakter von Ersatzleistungen
Dritter ; auch hier werde ich Ihnen nur die Nettobeträge
vorführen .

Nun ergaben im Budget für 1891 die Aufwands¬
etats eine Nettoausgabe von jährlich 23 748 792 M . ,
in dem jetzt vorliegenden Budget für 1892/93 ist diese
Ausgabe auf 26 997 840 M . veranschlagt , also auf ein
Mehr von 3 249 048 M . , eine Zahl , deren Bedeutung
Ihnen nicht entgehen wird .

" An diesem Anwachsen deS
eigentlichen Netto - Staatsaufwandes sind sämmtliche
Ministerialressorts betheiligt , wenngleich in verschiedener
Weise und in verschiedenem Maße . Ich bemerke hier ,
daß wir es dabei , abgesehen von der OberrechnungS -
kammer , nunmehr mit fünf statt wie bisher mit vier
Spezialbudgets zu thun haben werden . Von den Geschäften ,
die bisher beim Staatsministerium besorgt wurden , soll
nämlich aus Rücksichten der geschäftlichen Zweckmäßigkeit
ein Theil abgezweigt und in einem besonderen Ministerial -
ressort , dem Ministerium des Großherzoglichen Hauses
und der Auswärtigen Angelegenheiten , erledigt werden .
Ein Mehraufwand soll durch diese Organisationsänderung
nicht verursacht werden .

Beim Staatsministerium ist der Nettoaufwand ,
statt seitheriger 2 049 093 M . , auf 2 890 457 M . ver¬
anschlagt , sonach auf jährlich 841 364 M . mehr , was fast
ganz auf unsere finanziellen Beziehungen zum Reich zu¬
rückzuführen ist , und zwar sind an Ueberweisungen aus
dem Ertrag der Zölle und der Reichssteuern 1 122 420 M .
mehr , an Matrikularbeiträgen dagegen 1 964 382 M .
mehr vorgesehen . Allerdings konnten wir nur die Etats¬
sätze der laufenden Finanzperiode einstellen , da sich vor
Anfang des nächsten Jahre - nicht übersehen läßt , wie
der nächste Reichsetat sich unter dem Einfluß der Be¬
rathungen über die in Aussicht stehenden Vorlagen der
verbündeten Regierungen etwa gestalten wird . Eine hier¬
nach voraussichtlich nöthige Berichtigung unserer Ansätze
möchte ich mir deßhalb Vorbehalten .

Bei dem Ministerium des Großherzoglichen
Hauses und der Auswärtigen Angelegenheiten
ergibt sich bei einem Aufwand von 136 050 statt
bisheriger 115 307 M . eine Steigerung der Ausgaben
um jährlich 20 743 M . Dieselbe ist zum größeren Theil
bei ' m Gehaltsetat nachgewiesen, zu einem geringeren Theil
ist die Ausgabesteigerung auch nur scheinbar , indem der
Paragraph „Berichtigung der Landesgrenzen " seit An¬
fang dieses Jahres vom „ Ministerium des Innern " auf
das „Staatsministerium " übertragen wurde und deßhalb
der Aufwand hiefür künftig bei dem Ministerium des
Großherzoglichen Hauses und der Auswärtigen Ange¬
legenheiten zu verrechnen ist .

Das Ministerium der Justiz , des Kultus und
Unterrichts erforderte bisher einen Nettoaufwand von
8 238 962 M ., es erfordert künftig einen solchen von
8 540 246 M . , also von 301284 M . mehr . Davon ent¬
fallen 11580 M . auf das Ministerium selbst , 104 675
Mark auf die Gerichte . Staatsanwaltschaften und die
allgemeinen Ausgaben für die Rechtspflege , 6 840 M .
auf den Titel „Kultus "

, 158 839 M . auf Unterrichts¬
wesen , 18 911 M . auf die sonstige Pflege der Wissen¬
schaften und Künste , etwas über 7 000 M . endlich auf
verschiedene Ausgaben , während hei den Strafanstalten
ein Minderaufwand von 6 813 M . berechnet ist.

Was insbesondere den Mehraufwand für das Unter¬
richtswesen anbelangt , so sind davon 70 310 M . bei
den Hochschulen, die übrigen 88 529 M . bei den Mittel¬
und Volksschulen nachgewiesen. Indessen bitte ich Sie
dabei zu beachten , daß für die Zeit vom 1 . Mai 1892
an ein erheblicher Theil des Aufwandes für die Volks¬
schulen, nämlich der für Ruhegehalte und Hinterbliebenen¬
versorgung der Volksschullehrer beim Pensionsetat
des Finanzministeriums verrechnet ist , wo aus diesem
Anlaß ein erheblicher Mehraufwand erscheint . Dadurch ,
daß die Volksschullehrer , was Sie mit mir gewiß als
eine zeitgemäße und berechtigte Verbesserung erkennen
werden , in allen wesentlichen Beziehungen den Beamten
gleichgestellt werden sollen , entsteht erklärlicherweise eine
beträchtliche Belastung des ordentlichen Etats ; für 1893 ,
das erste Jahr , in dem der Mehraufwand die Staats¬
kasse mit einem vollen Jahresbetrag belastet , ist er vor¬
läufig auf 304047 M . berechnet und im Budget v»rge -
sehen ; doch wird er, wie die Begründung des bezüglichen
Gesetzentwurfes ausweist , noch erheblich anwachsen und
seinen Höhepunkt erst nach einer Reihe von Jahren er¬
reichen . Wenn Sie dazu rechnen , daß schon in den
letzten Jahren der Staatsaufwand zu Gunsten der Volks¬
schullehrer eine recht merkliche Steigerung erfahren hat ,
so werden Sie daraus ersehen, daß e » die Großherzog¬
liche Regierung an der gebotenen Fürsorge für die Volks¬
schule und die ihr dienenden Kräfte nicht fehlen läßt .

Das Spezialbudget de» Ministeriums des Innern
hatte für 1891 mit einem ordentlichen Nettoaufwand von

! 7 923124 M . abgeschlossen , dieser erhöht sich jetzt auf
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8 572 685 M . , also um jährlich 649 561 M . , wozu noch
weitere 3 000 M . kommen , die als Grenzberichtigungs -
kosten jetzt an anderer Stelle verrechnet werden . An
diesem Mehraufwand sind fast alle Zweige und Behörden
der inneren Verwaltung betheiligt :

das Ministerium selbst einschließlich
kommissäre mit .

der Verwaltungshof mit . . . .
das Generallandesarchiv mit . . .
die Behörden für die Durchführung der

sozialen Gesetze mit .
die allgemeine Sicherheitspolizei mit
die Bezirksverwaltung und Polizei mit
die Heil - und Pflegcanstalten mit .
die Pflege der Statistik , der Landwirth

schüft und der Gewerbe mit . .
der Wasser - und Straßenbau mit .
die Verwaltung dcS Bergwesens mit
der allgemeine Unterstützungsfond mit
Von dem Mehrbetrag bei der Bezirksverwaltung

fällt der größere Theil auf die dauernde Dotation
Kreisverbände , im Uebrigen handelt es sich vorwiegend
um die Kosten des Personalbedarfs und um Aufwendungen
für die Förderung wirthschaftlicher Zwecke

Das Budget der Oberrechnungskammer erfordert
einen Mehraufwand von 3 296 M . , vornehmlich beim
Gehaltsetat .

Das Finanzministerium , soweit die seinem Budget
angehörigen Titel zu den Aufwandsetats gehören , erfor
derte nach dem Budget für 1891 einen Nettoaufwand
von 5 327 704 M . , für die nächste Periode erfordert es
einen solchen von jährlich 6 760 504 M . , also von
1 432 800 M . mehr . Davon erscheint 1 Million unter
dem Titel „ Schuldentilgung " , da wir es für richtig ge
halten haben und auf Ihre Zustimmung dazu rechnen ,
die Eisenbahnschuldentilgungskasse um diesen Betrag höher
zu dotiren ; ein weiterer Mehraufwand bei den centralen
Verwaltungs - und Kassenbehörden , sowie der Hochbau¬
verwaltung wird durch Minderaufwand bei der Zollver¬
waltung zum größeren Theil ausgeglichen . Der Rest des
Mehraufwands mit jährlich über 400 000 M . betrifft den
Pensionsetat ; zum Theil war er bisher im Unterrichts¬
budget verrechnet , zum Theil ist er wirklicher Mehrauf¬
wand als Folge der Verbesserung der Lage der Be¬
amten einschließlich der Volksschullehrer .

Was nun die Einnahme - Etats betrifft , so lassen
Domänen - und Salinenverwaltung Ergebnisse er¬
warten , die im Vergleich zum letzten Budgetsatz um
292 645 und 120 340 M . günstiger sind ; und auch die
Steuerverwaltung würde an sich wesentlich günstiger
abschließen , aber infolge der Ihnen vorgeschlagenen und
im Budget schon berücksichtigten Ermäßigung der Steuern
um nahezu 3 ^ /, Millionen jährlich zeigt sie gegen den
letzten Budgetsatz ein Weniger von 489 884 M . , so daß
die gesummten Einnahme -Etats mit 24423 236 M .
schließlich um 76 899 M . hinter dem damaligen Ergeb¬
nis mit 24 500 135 M . Zurückbleiben.

Im außerordentlichen Etat sind 10 775 771 M .
Ausgaben und 1 965 571 M . Einnahmen vorgesehen .

Von den Ausgaben treffen 3683 218 M . auf das
Ministerium der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts , nämlich 791010 M . auf Gerichts - und Gefäng -
nißbaulichkeiten , 100 353 M . auf Verbesserung und Er¬
weiterung der Centralstrafanstalten , 1 162 082 M . auf
den Titel Kultus , 1029 353 M . auf die Hochschulen,
491 920 M . auf Mittel - und Volksschulen , 108 500 M .
auf den Titel „ Wissenschaften und Künste " .

Das Ministerium des Innern ist beim außer¬
ordentlichen Etat mit 3 063 408 M . Ausgaben und
126 251 M . Einnahmen bethetligt ; die letzteren sind Er¬
satzleistungen von Gemeinden und Nachbarstaaten . Von
den Ausgaben erscheinen 785 580 M . beim Titel „Be¬
zirksverwaltung und Polizei " , 734 750 M . bei den Heil -
und Pflegeanstalten ; weitere 46 000 M . werden verlangt
für Zwecke der Statistik , 582 058 M . für Förderung der
Gewerbe und der Landwirthschaft . 900 650 M . fürWasser -
und Straßenbau .

Der außerordentliche Ausgabeetat des Finanzmini¬
steriums schließt ab mit 4 016689 M . , denen 1 839 320
Mark Einnahmen gegenüberstehen . Von den Ausgaben
erwähne ich 1 762 120 M . für verschiedene Herstellungen
zu Lasten des Domänengrundstocks , 50850 M . für Dienst¬
gebäude der Bezirksverwaltung , 2l89 719 M . für die
Unterstützung des Lokalbahnwesens .

Die Oberrechnungskammer endlich erscheint mit
einem außerordentlichen Aufwand von 12 456 M .

Daß die Mittel zur Bedeckung des gegen 9 Millionen
erfordernden außerordentlichen Aufwands den im Betriebs¬
fond angesammelten Ueberschüssen zu entnehmen sind,
habe ich bereits bemerkt .

Ich gelange schließlich zu den ausgeschiedenen Ver¬
waltungszweigen .

Im Budget der Eisenbahnbetriebsverwaltung
sind für jedes der beiden nächsten Jahre

an Einnahmen . 44 684 500
an Ausgaben . 30 647 160
sonach als Ueberschuß . . . . . 14037 340

vorgesehen . Dieser Ueberschuß bleibt um 206 940
hinter dem für 1891 veranschlagten Reinertrag zurück,
weil mit der ganz erheblichen Steigerung der Kosten für
persönlichen und sachlichen Bedarf die gleichfalls noch, im
Wachsen begriffenen Verkehrseinnahmen doch nicht gleichen
Schritt halten .

Aus gleichem Grunde ist auch bei der Bodenseedampf¬
schifffahrt die Reineinnahme , die für 1891 zu 8 420 M ,
veranschlagt war , auf 2 175 M . herabgesunken , so daß der
Betriebsaufwand den Einnahmen nahezu gleichkommt.

Dagegen wird von dem in der Main - Neckarbahn
angelegten Kapital ein Ertrag von 693 380 M . erwartet ,
während man für 1891 nur auf einen solchen von
543 600 M . gerechnet hat .

M .

M .

Das Eisenbahnbaubudget schließt vorerst ab mit
Anforderungen in Höhe von 11051 800 M . Davon
entfallen nahezu 6 0(X) 000 M . auf verschiedene Stalions¬
anlagen , insbesondere auf die Mannheimer Bahnhofs¬
und Hafenanlagen , den Umbau oder die Erweiterung der
Bahnhöfe in Heidelberg . Mühlacker . Bühl , Appenweier ,
Emmendingen , Petershausen , Erweiterung der Werk¬
stätten in Karlsruhe und Villingen . Weiter sollen gegen
4 Millionen zur Vermehrung des Transportmaterials
verwendet , endlich mit einem Aufwand von 1 Million
im Interesse der Bodenseeorte eine normalspurige Seiten¬
bahn von Stahringen nach Ludwigshafen erbaut werden .

Bei der Eisenbahnschuldentilgungskasse hofft
man , daß die Verkehrsgefälle zuzüglich des erhöhten
Staatszuschusses eine Dotation von . 37 965 790 M .
liefern werden , woraus der Bedarf an Zinsen , plan¬
mäßiger Tilgung und an Verwaltungskosten mit zu¬
sammen . 36 266 264 M .
bestritten werden könnte .

Im Voranschlag der Badanstaltenverwaltung er¬
reichen die ordentlichen Einnahmen und Ausgaben nahezu
die gleiche Höhe : 268 669 M . die ersteren , 267 520 M .
die letzteren . Daneben ist zu außerordentlichen Verwen¬
dungen ein Betrag von 312 894 M . und als außer¬
ordentliche Einnahme ein solcher von 28 000 M . vor¬
gesehen.

Es bleibt mir nun übrig , das Budget Ihrer wohl¬
wollenden Prüfung zu empfehlen . Aus dem , was ich
Ihnen vorgetragen habe , werden Sie erkennen , daß die
Anforderungen , die an den Staatshaushalt gestellt werden ,
keine geringen sind, daß aber die gegenwärtige Lage uns
gestattet , diesen Ansprüchen vollauf zu genügen . Immer¬
hin wird es eines durchaus günstigen Fortgangs auf
wirthschaftlichem und finanziellem Gebiet bedürfen , wenn
auch fernerhin die wachsende Stcuerkraft unseres Volkes
mit den sich steigernden Anforderungen gleichen Schritt
halten soll .

Wenn die Vorschläge der Großherzoglichen Regierung
Ihre Zustimmung erhalten , so wird es unsere gemein¬
same Aufgabe sein , dafür zu sorgen , daß auch eine
minder günstige Zukunft den badischen Staatshaushalt
gesichert und gerüstet finde .

* Karlsruhe , 18 . Nov . 1 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des Alterspräsi¬
denten Abg . Lamey .

Am Regierungstische : Staatsrath Eisenlohr , später
Staatsminister l) r . Turban und Geheimerath Frey .

Unserm heutigen Bericht über die 1 . öffentliche Sitzung
der Zweiten Kammer tragen wir zu den Debatten über
die Prüfung der Wahlen im 22 . und 41 . Wahlbezirk nach :

Ueber die Wahl im 22 . Wahlbezirk (Lahr -Land ) be¬
richtet Abg . Kiefer als Vorsitzender der I . provisorischen
Abtheilung und vermittelt den Antrüg dieser Abtheilung ,
die Wahl des Abg . Heimburger für unbeanstandet zu
erklären .

Abg . Muser ergreift das Wort , um an die Großh .
Regierung ein Gesuch zu richten . Es habe sich bei den
letzten Wahlen herausgestellt , daß die landesherrlichen
Wahlkommissäre in der Auslegung des 8 37 der Ver¬
fassung und des 8 35 der Wahlordnung verschiedener
Ansicht seien . In einigen Wahlbezirken sei seitens der
Wahlkommissäre an die Gewählten die Aufforderung er¬
gangen , nachzuweisen , daß Ausschließungsgründe , wie sie
8 35 der Wahlordnung vorsehe , gegen sie nicht vorliegen ,
während in anderen Bezirken eine solche Aufforderung
nicht stattgefunden habe . Es sei wünschenswerth , hier
eine allgemein bindende Direktive zu ertheilen , und dies
im Sinne der Unterdrückung des gekennzeichneten Ver¬
fahrens . Denn es genüge , daß der Gewählte nachge¬
wiesener - oder offenkundigermaßen den Positiven Erforder¬
nissen des 8 37 der Verfassung entspreche . Der Beweis
der Negative , daß Ausschließungsgründe des 8 35 der
Wahlordnung gegen ihn nicht vorliegen , sei ihm schon
nach Rechtsgrundsätzen nicht aufzubürden . Vielmehr habe
Derjenige , der solche Ausschließungsgründe behaupte , ihr
Vorhandensein seinerseits zu beweisen , dies um so mehr ,
als die sittliche Integrität , die bei jedem von einer Mehr¬
heit der Wahlmänner Gewählten vorausgesetzt werden
müsse, eine Vermuthung gegen das Vorhandensein von
Ausnahmefällen , wie solche im 8 35 der Wahlordnung
vorgesehen , aufzustellen zwinge . Sein Gesuch gehe da¬
hin , die Großh . Regierung möge die Bezirksämter be¬
auftragen , ihrerseits Recherchen anzustellen , wenn , was
ja nur äußerst selten Vorkommen werde , das Vorhanden¬
sein von solchen Ausschließungsgründen vermuthet werde .
Dadurch werde auch Mißdeutungen vorgebeugt , als wür¬
den Aufforderungen wie die bezeichneten nur an oppo¬
sitionelle Kandidaten gerichtet , während doch thatsüchlich
auch gegen Kandidaten der Regierungspartei bei den
letzten Wahlen in dieser Weise vorgegangen worden sei.

Staatsrath Eisenlohr erklärt sich mit den Ausfüh¬
rungen des Abg . Muser einverstanden . Schwierigkeiten
der bezeichneten Art hätten sich bisher nicht ergeben , da
die Wahlkommissäre meist nicht im Zweifel gewesen wären ,
daß Ausschließungsgründe nicht vorliegen . Es . würden
von nun an die Bezirksämter mit der Prüfung von
Zweifeln in dieser Richtung beauftragt werden .

Die Wahl des Abg . Heimburger wird sodann ohne
besondere Abstimmung für giltig erklärt .

Ueber die Wahl im 41 . Wahlbezirk (Stadt Bruchsal )
erstattet namens der I . provisorischen Abtheilung Abg .
Wilckens Bericht . Eine heute Früh bei der Kammer
eingelaufene , vom 17 . d . M . datirte Eingabe mehrerer
Bruchsaler Bürger fechte die Wahl des Abg . Keller aus
sechs Gründen an . Vier der geltend gemachten Punkte
habe die Abtheilung einstimmig als unerheblich erachtet ,
und zwar folgende :

Oberbürgermeister Gautier von Bruchsal habe in öffent¬
licher Wahlversammlung unter Betonung seiner amtlichen

Stellung erklärt , das städtische Interesse erheische die
Wahl des nationalliberalen Abgeordneten Keller undwerde durch die Wiederwahl des seitherigen Vertreters
Schmitt erheblich geschädigt werden . . Hierin ) liege ein
Mißbrauch der Autorität , eine ungesetzliche Wahlbeein -
flussung . Demgegenüber sei die Abtheilung einstimmigder Ansicht gewesen , daß der Oberbürgermeister so gutwie jeder andere Wähler berechtigt sei , sich an einer
Wahlversammlung zu betheiligen und in ihr das Wort
zu ergreifen , während die gegentheilige Ansicht jeden Be -
amten von jeder Mitwirkung an der Wahlbewegung aus¬
schließe.

Es hätten ferner am Tage der Wahlmännerwahl Be¬
dienstete des Großh . Bezirksamts sich in dem dem Wahl ,
lokal (Rathhaus ) gegenüber liegenden Gasthaus „zum
Rappen " in Permanenz erklärt , hier ein Observatorium
über den Gang der Wahl errichtet und Urwähler von
da in 's Wahllokal gebracht . Die Äbtheilung erachte ein¬
stimmig diesen Anfechtungsgrund einmal für thatsüchlich
ungenügend substanziirt , dann aber auch für rechtlich
unerheblich .

Weiter habe Oberbürgermeister Gautier bei der zwei
Tage vor der Wahlmännerwahl stattgehabten Stadtver¬
ordnetenwahl im Wahllokal geäußert , er habe einen Brief
von einem Freunde aus Mannheim erhalten , worin es
heiße : die alten Demokraten würden sich im Grabe herum¬
drehen , wenn sie wüßten , daß die Demokraten von heute
ein Bündniß mit dem Cemrum abgeschlossen hätten .
Viertens habe sich der nunmehrige Abg . Keller vor der
Wahl geäußert , der Oberbürgermeister habe erklärt , im
Falle des Sieges des demokratischen Kandidaten Schmitt
abdanken zu wollen .

In den beiden letzterwähnten Punkten habe die Abthei¬
lung einstimmig leeren und unerheblichen Klatsch , nicht
aber , wie behauptet , eine gesetzwidrige Wahlbeeinflussung
erblicken zu sollen geglaubt .

Dagegen hätten folgende zwei Punkte zu Diskussionen °
in der Abtheilung Anlaß gegeben :

Der Protest mache geltend , daß — und zwar auf
ausdrückliche Anordnung des Großh . Ministeriums —
die Stadt Bruchsal in 8 Wahlbezirke in so ungleicher
Weise eingetheilt sei , daß in dem einen etwa 300 Ur¬
wähler 7 , in dem anders etwa 130 Urwähler 8 Wahl¬
männer zu wählen hätten , ein namentlich durch die Ein¬
beziehung der Strafgefangenen verursachtes Ergebniß .
Die Mehrheit der Abtheilung habe auch diesen Angriffs¬
punkts für ungenügend substanziirt erachtet , da die
Angabe der Distrikte , in welchen jene angeblich ungerechte
Bertheilung zu Tage trete , nicht erfolgt sei, sei aber weiter
der Meinung gewesen , daß gemäß den jetzt geltenden
Gesetzen die Einwohnerzahl die Grundlage für die Distrikts -
eintheilung bilde , unter die „ Einwohner " aber auch die
Insassen einer Strafanstalt zu rechnen seien . Verhält¬
nisse der bezeichneten Art hätten in Bruchsal bei allen
bisherigen Wahlen und so auch bei der des früheren
Abg . Schmitt , der den Protest mitunterzeichnet habe ,
bestanden , ohne je zu einer Beanstandung Anlaß gegeben
zu haben .

Schließlich führe der Protest an , die Besitzer der
Bruchsaler Maschinenfabrik , Gebrüder Hennig , hätten am
Tag der Wahlmännerwahl in den zum Wahllokal
führenden Gängen selbst und durch ihre Werkmeister und
Bediensteten ihren Arbeitern Wahlzettel der national¬
liberalen Partei eingehändigt und sie sodann in einer die
Wahlfreihcit der Arbeiter in höchstem Grade beein¬
trächtigenden Weise bis zur Stimmabgabe überwacht ;
auf eine Reklamation gegen dieses Verfahren habe der
Oberbürgermeister nur geantwortet , wem das nicht
gefalle , der solle das Rathhaus verlassen . Die Mehrheit
der Abtheilung habe auch hierin eine gesetzwidrige Wahl¬
beeinflussung nicht erblickt . Die bezeichneten Vorgänge
hätten sich — und übrigens in gleicher Weise auch
seitens der Gegenpartei — nur auf den zum Wahllokal
führenden Korridoren abgespielt , so daß es den Arbeitern
frei gestanden sei , im Wahllokal selbst den ihnen ein¬
gehändigten Wahlzettel mit einem ihrer , etwa entgegen¬
gesetzten Ueberzeugung entsprechenden zu vertauschen .

Die Abtheilung beantrage daher , die Wahl des Abg .
Keller für giltig zu erklären .

Die Diskussion wird eröffnet .
Abg . Muser ist mit der Abtheilung hinsichtlich - der

Punkte 2 , 3 und 5 einverstanden . Das Gebühren der
Bediensteten des Bezirksamts sei inkorrekt , aber enthalte
kaum eine wirkliche Wahlbeeinflussung . Gerne accepjire
er die Worte des Vorredners , welche die Behauptung
eines Bündnisses zwischen Demokratie und Centrum für
leeren Klatsch erklärten . Die thatsüchlich ungerechte Ein -
theilung der Wahldistrikte sei nicht bei dieser einzelnen
Wahl , sondern bei der im Laufe der Tagung sicher statt¬
findenden Diskussion eines Antrags auf Einführung des
direkten Wahlsystems zur Sprache zu bringen . Anders
stünde es zunächst mit Punkt 1 und 4 . Natürlich könne
jeder Beamte seine Meinung in einer Wahlversammlung
aussprechen , auch hier gelte gleiches Recht für alle , da¬
gegen sei ein Eingreifen des Oberbürgermeisters in die
Wahlbewegung unter besonderer Betonung seines amt¬
lichen Charakters wohl geeignet , die Wahlfreiheit zu
beeinträchtigen , besonders wenn er seine Abdankung bei
einem bestimmten Ausfall der Wahl in Aussicht stellt .
Denn zahlreiche Wähler würden sich durch die Furcht ,
auf die städtischen Verhältnisse nachtheilig einzuwirken , in
ihren Entschließungen beeinflussen lassen . Das behauptete
Vorgehen der Gebrüder Hennig aber stelle, wenn erwiesen ,
zweifellos einen Grund zur Beanstandung der Wahl dar .
Nicht um bloße , an sich einflußlose Vertheilung von
Wahlzetteln handle es sich, sondern um die Ueberwachung
abhängiger Arbeiter durch diejenigen , von denen sie ab¬
hängig seien . Dies sei Unrecht und beraube die Arbeiter
ihrer gesetzlichen Freiheit . Nicht darauf komme es an ,
ob die Gebrüder Hennig thatsüchlich die freie Meinungs¬
äußerung und Entschließung ihrer Arbeiter unterdrückt



sondern darauf , ob diese sich sv unterdrückt

„ealaubt hätten. Er stelle den Antrag , die Wahl zu
beanstanden und Untersuchung über die hervorgehobenen
« unkte einzuleiten .
^

Abg . Kiefer betont , daß eine Beeinflussung der Ar¬

beiter im Wahllokale selbst im Proteste nicht einmal be -

bauptet sei . Wenn ihnen in den Korridoren , welchen
übrigens Plätze und Straßen vor dem Wahllokal gleich¬
enden . Zettel in die Hand gedrückt wurden , so seien sie
dadurch noch nicht gezwungen worden , diese auch abzu -

aeben . Er selbst habe bei der letzten Wahl in Konstanz
als Urwähler gesehen , daß auf dem Gang des Wahl¬
lokals ein Mann , an einem Tische sitzend , also versehen
mit einem über das in Bruchsal Geschehene noch hinaus -

aehenden Apparat , sich bemüht habe , Wahlzettel seiner
Partei nach allen Seiten auszutheilen . Bedienstete von

Fabrikanten seien solchen von Geistlichen oder Beamten ,
die zu gewissen Wählerklassen in gleichem Verhältnis
ständen , wie Fabrikherren zu ihren Arbeitern , durchaus
gleich zu achten . Bei jeder Zettelvertheilung seitens dieser
von einer wirksamen , gesetzwidrigen Wahlbeeinflussung zu
reden , wie es Abg . Muser thue , sei doch eine zu patho¬
logische Betrachtungsweise und stelle die Wähler als zu
abhängig und charakterlos dar . Ob die Wähler nach
ihrer eigenen Ueberzeugung stimmen oder nicht , alle die
weitverzweigten Gänge moralischer Beeinflussung könnten
in so bewegter Zeit nur mittelst einer über Menschen¬
kraft gehenden Art von Wahlpolizei geprüft werden , wie
sie selbst in altparlamentarischen Ländern , z . B . England ,
nicht Brauch sei . Man solle nicht ängstlicher sein wollen ,
als diese . Die Berücksichtigung der besonderen Gemeinde¬
interessen ferner , welche ja auch dem Abgeordneten neben
der verfassungsmäßigen und beschworenen Rücksicht auf
das allgemeine Staatswohl erlaubt sei , dürften auch im
Wahlkampfe betont werden , und das seitens des Ober¬
bürgermeisters ebenso gut , wie seitens jedes sonst Be¬
theiligten . Eine Wahlsklaverei unter dem Oberbürger¬
meister bestehe nirgends . i

Abg . Rüdt unterstützt den Antrag Muser . Die Ar¬
beiter seien vorliegend nicht bloß auf den Korridoren be¬
einflußt , sondern auch bis zur Stimmabgabe selbst
überwacht worden . Es bestehe allerdings eine Sklaverei
der Arbeiter in Wahlangelegenheiten , da sie nicht bloß
moralisch beeinflußt würden , sondern jederzeit in Gefahr
seien , bei selbständiger Meinungsäußerung Stellung und
Brod zu verlieren . Eine allzugroße Ueberwachung der
Wahlen sei von seinen Bestrebungen nicht zu befürchten .
Es sei das Recht jedes Bürgers , die Augen offen zu
halten . Die Annahme des Antrags Muser bewahre die
nationalliberale Partei vor dem Schein , durch Parteilichkeit
sich einen zweifelhaften Sieg haben bewahren zu wollen .

Abg . Fieser : Gerade die Arbeiterpartei sei es , welche
mit den gesetzlichen Schranken der Wahlbeeinflussung
ebenso vertraut sei , wie mit den Mitteln , unter Ein¬
haltung derselben thatkräftig zu wirken . Eine wirkliche
Beeinträchtigung der Wahlfreiheit sei vorliegend nicht
bewiesen , eine Beeinflussung der Gebrüder Hennig auf
die Wahlen in allen Distrikten nicht einmal behauptet ,
obwohl doch der Mitunterzeichner des Protestes , der
frühere Abgeordnete Schmitt , die Bedeutung einer solchen
Thatsache sicher richtig gewürdigt haben würde . Redner
betont , daß keine Agitation auf den Gängen des Wahl¬

lokals gesetzwidrig sei , denn es bleibe dem Wähler un - !
benommen , den Wahlzettel seiner Partei von Hause mit - .
zubringen , wie tatsächlich , und auch seitens der Arbeiter - !
Partei , meistens geschehe . Eine Beeinflussung dieser Art
komme fast überall und seitens aller Parteien vor und
werde längst nicht mehr zum Gegenstand der Diskussion
in der Kammer gemacht . Wer übrigens , wie Abg . Muser ,
von jedem Stirnrunzeln des Oberbürgermeisters eine
wirksame Beeinflussung der Wähler fürchte , müsse auch
gegen das direkte Wahlsystem selbst sein . Daß der Ober¬
bürgermeister Gautier den ihm zugeschriebenen Einfluß
nicht besitze , beweise übrigens schon der Umstand , daß
Redner trotz der Fürsprache des Oberbürgermeisters bei
der letzten Reichstagswahl nicht gewählt worden sei .

Abg . Venedey legt Protest dagegen ein , daß Abg .
Kiefer die Wahl in Konstanz mit der jetzt besprochenen
in Parallele setzt.

Abg . v . Stockhorner : Als Bruchsaler könne er be¬
stätigen -, daß die Fabrikanten Hennig durchaus keine
Tyrannen ihren Arbeitern gegenüber seien und daß eine
mindestens gleich starke Agitation auch seitens der Gegen -
Partei diesmal , wie schon früher , betrieben worden sei .
Zudem sei die angebliche Beeinflussung durch die Gebr .
Hennig erfolglos gewesen , da gerade in dem Wahldistrikt ,
dem die meisten .ihrer Arbeiter angehörten , oppositionell
gewählt worden sei . Der Landtag solle nur aus zwingen¬
den Gründen eine Wahl anfechten , im übrigen den Willen
des Wahlkreises respektiren . Eine Beeinflussung im Moment
der Stimmenabgabe sei aber nicht einmal behauptet .
Prinzipiell gehe Redner übrigens so weit , es nicht nur
für ein Recht , sondern für eine Pflicht des Arbeitgebers
zu erklären , seinen Einfluß auf seine Arbeiter auch in
Beziehung auf die politischen Wahlen in gesetzlichen
Schranken und unter Vermeidung jedes Zwanges aus¬
zuüben .

Abg . Wacker protestirt gegen die letzterwähnte Aeuße «
rung des Vorredners . Der Arbeitgeber könne durch Be¬
lehrung wirken , nicht aber auf solche Weise die Person
seines Arbeiters in den durch das Arbeüsverhältniß nicht
berührten Beziehungen in seinen Dienst zwingen . Der
Protest enthalte übrigens die Behauptung einer Beein¬
flussung im Wahllokale selbst zum mindesten implicite .
Wie dem aber auch sei, so habe doch nach der Mitthei¬
lung des Vorredners diese Beeinflussung eine Wirkung
auf das Ergebniß der Wahl nicht gehabt , und hierauf
allein sei zu sehen . Er komme daher zum gleichen Re¬
sultat , wie die Mehrheit der Abtheilung . Redner gibt
seiner Freude darüber Ausdruck , daß die Abgg . Fieser
und Kiefer nun selbst gegen ein ängstliches Vorgehen
seien , daß sie früher unter andern Verhältnissen ihrerseits
geübt hätten .

Abg . Gerber spricht im gleichen Sinne wie der Vor¬
redner .

Auch der Abg . Muser will die letzte Aeußerung des
Abg . v . Stockhorner nicht unwidersprochen lassen , die
gerade aus konservativem Munde besonders beachtens -
werth sei . Der Arbeitgeber habe kein Recht über den
Arbeiter als Wühler . Uebrigens sei es inkonsequent , den
sonst sogar zur Pflicht gemachten Einfluß des Arbeit¬
gebers an der Wahlurne selbst , also im entscheidenden
Moment , zurückweisen zu wollen .

Abg . Birkenmayer befürwortet den Antrag Muser . I

Die Wahlbeeinflufsung sei überall zu bekämpfen , wen »sie seitens des Brodherrn geschehe ebenso, wie wennseitens der Beamten. Im vorliegenden Fall sei direkterTransport der Arbeiterwähler an die Wahlurne vorqe-kommen . Die politischen Rechte der Arbeiter seien schongenugsmn eingeengt , so durch das Gemeindegesetz, um soenergischer seren sie hier zu wahren. Es erweise sich von
Wahlflistems

^ ^ ^ ^"^ ^^ ^ Einführung des direkten
Abg. Kiefer ist gegen jede Ueberwachung der Agi¬tation auf den Gängen des Wahllokals. Die vom Vor¬redner gegen das indirekte Wahlsystem vorgebrachten Be¬denken sprächen in gleicher Weise gegen das direkte
Abg . Heimburger : Nach seinen privaten Erhebun -

gen , welche durch zwei Bruchsaler Bürger eidlich be -
stätigt werden könnten , habe eine Ueberwachung der Ar¬
beiter bis zur Wahlurne stattgefunden . Eine Unter¬
suchung sei nöthig , da schon eine kleine Stimmenver¬
schiebung das ganze Wahlergebniß ändern könne . Aller¬
dings sei der Wille des Wahlkreises zu respektiren , aber
hier handle es sich ja eben darum , zu erfahren , welches
dieser Wille in Wahrheit sei . In altparlamentarischen
Ländern seien die Garantien für die Freiheit der Wahl
auch größere , z . B . durch Einrichtung eines keiner Be¬
obachtung freiliegenden .Ganges , den der Wähler zu pas -
siren hat .

Abg . Marbe glaubt genug thatsächliche Anhalts¬
punkte gegeben , um für den Antrag Muser zu stimmen .

Abg . Dreesbach wendet sich gegen die Abgg . Fieser
und v . Stockhorner . Nicht der Arbeiter sei charakterlos ,
wenn er durch die Rücksicht auf die Existenz seiner Fa¬
milie gezwungen wählt , wie sein Brodherr verlangt , son¬
dern der , welcher die Nothlage des Arbeiters zu solchem
Zwange mißbraucht . Der Protest behaupte die Be¬
wachung der Arbeiter bis zur Wahlurne . Es sei nicht
gleichgiltig , wie Abg . Fieser meine , wer dem Wähler den
Zettel in die Hand gebe , hier sei es der beliebige Agi¬
tator gegenüber einem unabhängigen Wähler , dort der
Arbeitgeber gegenüber dem von ihm abhängenden Ar¬
beiter . Die Ansicht des Abg . v . Stockhorner hebe jede
Wahlfreiheit auf .

Berichterstatter Abg . Wilckens : Er habe nicht die
Behauptung eines Bündnisses zwischen Demokratie und
Centrum im allgemeinen für Klatsch , sondern nur im
vorliegenden Fall für unerheblich erklärt . Der Protest
sei in keiner Weise genügend substanziirt , obwohl doch
vom 2 . Oktober bis 17 . November hierzu Zeit gewesen
wäre . Zudem sei ja die ganze Beeinflussung ohne Er¬
folg gewesen , wie Abg . v . Stockhorner bestätigt habe .
Gegen die Aeußerung dieses Abgeordneten über die Rechte
des Arbeitgebers gegenüber seinen Arbeitern protestirt
Redner auch im Namen aller seiner Parteifreunde .

Nach persönlichen Bemerkungen der Abgg . Rüdt ,
Fieser , der sich dagegen verwahrt , den Arbeitern Cha¬
rakterlosigkeit vorgeworfen zu haben , wenn sie in Noth¬
lage handelten , und Birkenmayer und nach näherer
Formulirung des Antrags Muser wird dieser Antrag
mit 33 gegen 26 Stimmen abgelehnt und sodann die
Wahl des Abg . Keller im 41 . Wahlbezirk für giltig
erklärt .
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4 Oesterr . v - 1854

4 Darmstädter Ban !
4 Deutsche Bank M . 140 70
4 Deutsche VereinSb . M . 103 -
4 Deutsche Unionbank M . 69 50
4Disk .-Komm .-A . Thlr . 163 50
5 Oest . Kredit ö . fl. L28 '/z

4 Gottharövahn
5 Böhm . Westbahn fl.
5 Gal . Karl -Ludw .-B . fl.
5Oest -Ung . St .-B . Fr .
SOest . Südbahn (8mb . )

"
5 Oest . Nordwest
5

Gisenbnhn -driorttateu . !6 South . Paris . Tal . l .
4 Elisabeth steuerfrei M . 99 30 ! Pfandbriefe .
5 Mähr, , Grenzbahn fl . 75 - 4 Pr .B . -K .-A . Vll -IXTHlr . 130 40

Iüt,8 . fl l76 '
.4 ö Westsic.E .-B . 80stfr

fl. 10110
M . 93 60

59 .80
105 80

82 —
60 .93
97 53
95 70

108 80

V. 1360

fl. 123 .40 ! 5 Oest . Nordwest v. 74 M . 135 63 4 Preuß - Centr .-Bod . -Kred .
5 , , H . ä .. fl .
5 . , Uit . 8 . fl.
3 Raab -Oed .-Ebeuf - M .
4 Rudolf fl .
4 . Salzkgut . stfr . M .

4 Rhein . Kreditbank Thlr . 116 — ! 4 Vorarlberger fl.
4 D . Effektenb . 50 °/ , Thlr . 106 .50 ! 3 Ml . gar . E .-B , kl. Fr .

G . 85 ä 100 Thlr . 100 . 10
89 50 4 Rh . Hyp . S . 43 -49 M . 100.—
61 70 3 '/, dto . M . 91 .70
80 50 SerzinSltche Losse .
98 - iZ ' /, Preuß . Präm . Thlr , 155 —
80 — !4 Badische Präm . Thlr - 134 . —
52. 40 4 Bayrische Präm - Thlr . 138.

4 D .
'
Hyv .-Bk .

'
Thlr . 50°/, 99 - 15 Gotthard IV . S . Fr . 101 S0>4 Mein . Pr .-Pfb . Thlr . 129 53

Thlr . 12150
fl. 117 80
fl. 116 50

4Stuhlw .Raab -Gr -Thtr . 102 . -
UaverziuSltche Laase

Per Stück in M .
AnSbach - Gunzenh .
Augsburger
Braunschweiger
Freiburger
Kurhesstsche
Mailänder
Meininger
Oesterreicher v .

Thlr .
Fr .

Thlr .
Fr - 10

fl.
1861 fl .

37 SO
28 -

101.70

335 30
16 70
27 20

77 .10

dto . Kredit v. 1858 fl . 317
Schwedische Thlr . 82 50
Ungar . Staats fl . 210 50

Wechsel uns Torte «.
Amsterdam st. 100 168.50
London Lstr. 1 20.32
Paris Fr . 100 80.703 ' /- Menb .-Bicstein 87 M -Wien fl. 100 17175 Reichsbank -Drscont 4 °/ ,Dollars m Gold 4.l6sFrauksnrter Brnk -DiScent 4° /»

20 Franken -Stück 1614
Engl - Sovereigns 20 -29
Obligationen und Jndnftri «»

Aktie «.
3 ' /. Freiburg v , 1838 M -
3 Karlsruhe v- 1836 M -
Ettlinger Svirmsrei fl.
K - rlsruh - Mafchinenf . M .
Bad - Zuckers- Wagh . fl. „„3 Deutsch . Phönix 23°/o E . 217 50
4 Rheinische Hypotheken -

Bank 60°/» Vlr .
5 Westeregrln -Alkali -W -
5 Dortmund . Union M -
5 Alpine Montan abgest.
IV, dto . M .
4 Rom i. G . S . I Lwe
4 dto. Sec - 11- Vlll Lire

TtaudeSnerrl . Anlehe « .
Asenb -Büdinge » fl . 101 50

86 .—
111 .50

65 50

122 50
67 .50

109 . -

Mittlere Marktpreise der Woche vom 8 . bis 15 . November 1891 . (Mitgetheilt vom Statistischen Bureau .)
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Bürgerliche Rechtspflege.
Zwangsversteigerung .

. P '465. 2. Karlsruhe .

Steigerungs-
Ankündigung .

Konstanz .
ueberlingen
NS '!
Stockach . .
Radolfzell .
Mmgen .
Mmgen .
Bonndorf .
Müllheim .
Aeiburg .
Mfingen .M >mgen .
Menherul
Wr . . . .

Durlach . .

Wntheim
Basel . . .

>24 . -
3 35

24. 18 . - 18 . -
24 . 29 21 51

23. 02 23 . 80 !-
23 07 ! - -

ß3 . 04 .23 - 64 !- -
23 35 23 . 25 18- 12

^2- 18 24 - 78 - !'

16 -
16 79 14 71
16. 85 14 52
- !14 - 73
- 114 04
17 - 3213 85

Konstanz .
Ueberlingen
Villingen .
Waldshut .
Lörrach . .
Müllheim .

reiburg . .

500 5M

440
>463

K
34 U. 33
34 u. 30
34 u 32
30 u . 29
33g u . 26t
30 u . 25
30 u . 28z

A H H
140 136 124
136128 120

>136 130
^128 100
>133! —
i140 ! -
>136 —

150,144
133 130
14Lj140
128 128
1401140
132130
130123

84 44 . -
128 . 13 t
143,182
128 l83

42.—

42 —

S 4 4
36.— !360 340320
26 .— !! - !350320
25.20 !— > — !2M
26.— 350 — 330
28 .- !i - >— 1280
20 .- 320 280 260 !

Samstag den 5 . Dezember L8SL ,
Stach mittags 3 Uhr ,

_ _ wird im Kommisstonszimmer des Rath »
— Hauses dahier die dem Privatier W .

Kaufmann in Marbach ( Hessen) ge-
303 Hörige , unten erwähnte Liegenschaft der

— Gemarkung Karlsruhe in Folge richte »
— sicher Verfügung einer öffentlichen Ver -
— Weigerung ausgesetzt und als Eigenthum
— endgiltig zugeschlagen, wenn wenigstens

244 der Schätzungspreis erreicht wird .

Das in der Kaiserkrake dabier unter

Julius Löon, anderseits neben Metzger

stückige Wodnbans sammt aller lie -

210 ! Die näheren Versteigeruugsbedingun -

— Kaiserstrake Nr . 117 dabier . einaeseben

250 ! Karlsruhe » den 21. Oktober 1891 .

Notar .
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13 .- 260
31 .— !280
34 .- 320
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21 SO17 . 2015 . 50
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430540
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IS¬
IS . 75
15.
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144 132
- !l32
— j130
136124

!Sö — !-
35 - !24 . 50 280 240 28040 — 30 —18. —
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Gemeinde Heidenhofe «, Amtsgerichtöbezirk Donaneschingen .

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und

Unterpfandsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und Unter-

pfandsrechten länger als 3v Jabre in den Grund - oder Unterpfandsbüchern
der Gemeinde Heidenhofen , Amtsgerichtsbezirk Donaneschingen »

eingeschrieben sind, werden hiemit auf Grund des Gesetzes vom 5 . Juni 1860, die
Bereinigung der Unterpfandsbücher betr. ( Reg.Bl . Seite 213 ), und des Ges.
vom 28 . Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr. ( Ges.-
und V .Bl . S . 43 ) , aufgefordert, die Erneuerung derselben bei dem unterfer¬
tigten Gewähr - und Pfandgericht unter Beobachtung der im 8 20 der Voll-
zugSvcrordnung vom 31 . Januar 1874 ( Ges.- und V .-Bl . S . 44) vorgeschrie -
benen Formen nachzusuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen
dieser Einträge zu haben glauben , und zwar bei Vermeidung des Rechtsnach¬
theiles, daß die P590 .

innerhalb sechs Monaten nach dieser Mahnung
nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern
genannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge in
dem Gemeindehause zur Einsicht offen liegt und daß diese öffentliche Verkün¬
digung der Mahnung als Zustellung an alle , auch die bekannten Gläubiger gilt .

Heidenhofen , den 16 . Rovember 1891 .
Das Gewähr - und Pfandgericht. Der Bereinigungskommiffär :

Bürgermeister Höfter . I . Müller » Rathschrciber.
Burqcrtlckze Ateckitspstege .

Oeffentliche Zustellungen.
P 533 .2 . Nr . 24,726 . Waldshut .

Der Schmied Gottlieb Agster und der
Wagner Joses Merk , Beide von Do-
gern, vertreten durch Rcchtsagent Probst
hier, klagt gegen den Accordanten Louis
Sacchetti in Bohland , z . Zt . an
unbekannten Orten , aus Werkverdmg,
mit dem Anträge auf kostenfällige , vor¬
läufig vollstreckbare Verurtheilung des
Beklagten zur Zahlung von 80 Mark
65 Pfg . nebst 5"/» Zins vom Klagzu-
stellungstage an , und laden den Be¬
klagten zur mündlichen Verhandlung des
Rechtsstreits vor das Gr . Amtsgericht
Waldshut auf
Mittwoch den 13. Januar 1892,

Vormittags 9 Uhr .
Zum Zweck der öffentlichen Zustellung

wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Waldshut , den 17. November 1891.
Der GerichteschreiberGr . Amtsgerichts :

Mohr .
P '515 .2 . Nr . 12,173 . Fr er bürg .

Die Sparkasse Kenzingen . ver¬
treten durch Rechtsanwalt C . Febren-
bach in Freiburg , klagt gegen den Land -
wirth Franz Josef Schieble von Amol-
tern , z . Zt . unbekannten Aufenthalts ,
auf Bürgschaft , mit dem Anträge auf
Verurtheilung des Beklagten zur Zah¬
lung von 600 M . nebst 5 Zins vom
1. März 1887 und ladet den Beklagten
zur mündlichen Verhandlung des Rechts¬
streits vor die III . Civilkammer des
GroßherzoglichenLandgerichts zu Frei¬
burg auf

Freitag den 29 . Januar 1892 ,
Vormittags 9 Uhr ,

mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Anwalt
zu bestellen.

Zum Zweckeder öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Freiburg , den 12. November 1891 .
Werrlein .

Gerichtsschreiber des Gr . Landgerichts.
P 509 .2 . Schwetzingen . Der Agent

Jakob Klee von Plankkadt , vertreten
durch Rechtsanwalt vr . Wittmer in
Mannheim , klagt gegen den Johannes
Westermann von Plankstadt , z . Zt .
abwesend » aus unterm 12. Oktober d. I .
versprochener Provision mit dem An¬
träge auf Zahlung von 100 M . nebst
5 "/o Zinsen vom Klagzustcllungstage
und vorläufige Vollstreckbarkeit des er¬
gehenden Urtheils und ladet drn Be¬
klagten zur mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor das Großherzog¬
liche Amtsgericht zu Schwetzingen auf

Montag den 18 . Januar 1892 ,
Vormittags 11 Uhr .

Zum Zweck der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Schwetzingen , den 7 . November 1891.
Müller ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts.
P .538 2. Nr . 9231 - Mosbach . In

Sachen der Firma H . Kaufmanns
Sohn in Mannheim , vertreten durch
Rechtsanwalt Schumann « in Mosbach,
gegen Andreas Stahl von Frenden¬
berg a . M . , . wegen Forderung und ev-
Anfechtung, »st Termin zur Fortsetzung
der mündlichenVerhandlung vor der II -
Civilkammer des Großh . Landgerichts
bestimmt auf :

Samstag den 30 . Januar 1892,
Vormittags S Uhr .

Hierzu ladet der klägerische Vertreter
den zur Zeit an unbekannten Orten ab¬
wesenden Beklagten mit der Aufforde¬
rung , sich durch einen bei diesseitigem
Landgericht zugelaffenen Rechtsanwalt
vertreten zu lassen -

Dies wird zum Zweck der öffentlichen
Zustellung bekannt gemacht .

Mosbach , 13 . November 1891 .
GerichtsschreiberciGroßh Landgerichts.

N e u m a n n.
Aufgebote .

P 508 2. Nr . 12 .375 - W o l s a ch .
Das Großh . Amtsgericht Wolfach hat
heute verfügt :

Auf Antrag des prakt. Arztes vr .
Robert Wörner von Haslach, welcher
auf Haslacher Gemarkung , Gewann
Grafengarten » 29 Ar 42 Qm . Garten ,
zwischen fürstl. Fürstenberg'scher Stan -
drsherrschaft und der Mühlenbachergaffe
besitzt , worüber keine grund - und pfand¬
buchsmäßigen Einträge vorhanden sind,
werden alle Diejenigen , welche an der
beschriebenen Liegenschaft dingliche oder
auf einem Stamm - oder Familienguts¬

verband beruhende Rechte beanspruchen,
aufgefordert , solche spätestens im Ter¬
mine vom

Montag den 1 . Februar 1892 ,
Vormittags 9 Uhr ,

auf dem Rathhaus in Haslach anzu¬
melden , widrigenfalls dieselben für er¬
loschen erklärt werden .

Wolfach, den 11 . November 1891 .
Der Gerichtsschreiber:

H ässi g .
P 584-1 - Nr 8673 . Neckarbischofs -

heim - Das Großh . Amtsgericht dahier
hat unterm Heutigen verfügt : Kaufmann
Moritz Rosenfelder in Kannstadt hat
durch seinen Vertreter , Rechtsanwalt vr .
Julius Wolff in Heidelberg , das Auf¬
gebot eines am 1 . September 1891 von
der Firma Ulmann Söhne in Frank¬
furt a . M . an eigene Ordre auf Kauf¬
mann B . Engel in Neidenstein gezoge¬
nen und von dieseni acceptirten , von
jener Firma an Konrad Martin in
Tuttlingen und von diesem an den An¬
tragsteller indosstrten , am 20 . November
1891 fälligen Wechsel über 149 Mark
36 Pf . beantragt , da die Wechselurkunde
nach Girirung aber noch vor Begebung
an Sigmund Levh in Stuttgart abhan¬
den gekommen sei. Der Inhaber der-
selben wird nun aufgefordcrt, spätestens
in dem auf

Mittwoch den 15. Juni 1892 ,
Nachmittags 4V, Uhr ,

anberaumtcn Aufgebotstermine seine
Rechte anzumelden und die Urkunde vor-
zulegen , widrigenfalls deren Kraftlos -
erklärung erfolgen werde .

Neckarbischofsheim , 19. Novemb. 1891 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Henninge r .
LoakurSvcrfahre».

P .573 . Nr . 38,819 . Karlsruhe .
In dem Konkursverfahren über den
Nachlaßdes Fuhrmanns Karl S ch i f f e r-
decker von Karlsruhe ist zur Abnahme
der Schlußrechnungdes Verwalters , zur
Erhebung von Einwendungen gegen das
Schlußverzeichniß der bei der Verthri-
lung zu berücksichtigenden Forderungen
und zur ^Beschlußfassung der Gläubiger
über die nicht verwerthbaren Vermö¬
gensstücke der Schlußtermin auf
Dienstag den 1 . Dezember 1891 ,

Vormittags 11 Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst,
Akademiestraße 2 , l . Stock , Zimmer
Nr . 1 , bestimmt .

Karlsruhe , den 18 . November 1891 .
Wirth .

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
V579 . Nr . 57,385. Heidelberg .

Ueber das Vermögen des Josef Zahn ,
Landwirths und Krämers in Wald¬
wimmersbach, wird heute am 18. No¬
vember 1891 . Nachmittags 5 Uhr, das
Konkursverfahren eröffnet .

Herr Waisenrichter I . C . Winter
in Heidelberg wird zum Konkursver¬
walter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum 14.
Dezember 1891 bei dem Großh . Amts¬
gerichte Heidelberg entweder schriftlich
oder zum Protokoll des Gerichtsschrei-
ders unter Beifügung der urkundlichen
Beweisstücke oder einer Abschrift dersel¬
ben «nzumelden .

Es wird zur Beschlußfassung über die
Wahl einesdefinitiven Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubiger -
ausschuffes und eintretenden Falls über
die in 8 120 der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenstände, endlich zur Prü¬
fung der angemeldcten Forderungen auf
Montag den 21 . Dezember 1891 ,

Vormittags 9 Uhr ,
vor dem Unterzeichneten Gerichte, Zim¬
mer Nr . 1 » Termin anberaumt .

Allen Personen, welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
sind , wird aufgegeben , nichts an den
Gemeinschuldnerzu verabfolgen oder zu
leisten, auch die Verpflichtung auferlegt,
von dem Besitze der Sache und von den
Forderungen , für welche sie aus der
Sache abgesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen , dem Konkursver¬
walter bis zum 14. Dezember 1891 !
Anzeige zu machen .

clberg , den 18. November 1891 .
roßh. bad . Amtsgericht,

gez. vr . Strauß .
Dies veröffentlicht der Gerichtsschreiber

Fabian .
P577 . Nr . 54,902. Mannheim .

In dem Konkursverfahren über das
Vermöge» der Firma Schwabacher
t Löwenthal m Mannheim ist Ter¬
min zur Abnahme der Schlußrechnung

des Verwalters , sowie zur Erhebung
von Einwendungen gegen das Schluß¬
verzeichniß der bei der Schlußverthci-
lung - u berücksichtigenden Fzrderungen
auf : Dienstag den 15 . Dezember
1891, Vormittags 9 ^ 2 Uhr , vor Gr .
Amtsgericht 111 hier bestimmt . Mann¬
heim , 19 . November 1891 . GerichtS-
schreibcr Gr . Amtsgerichts : Galm .

P -578 - Mannheim . In dem Kon¬
kursverfahren über das Vermögen des
Buchbinders Christian Weigel hier
ist zur Abnahme der Schlußrechnung
des Verwalters und zur Erhebung von
Einwendungen gegen das Schlußver¬
zeichniß Termin auf
Mittwoch den 9 . Dezember 1891,

Vormittags 10 Uhr ,
vor Großh . Amtsgericht 5 dahier be¬
stimmt.

Mannheim . 19 . November 1891.
Gerichtsschreeber des Gr . Amtsgerichts :

Stalf .
P576 . Nr - 13,396 - Breisach .

Ueber das Vermögen des Landwirths
Karl Mäher , Johann Sohn , von
Rothweil , wird , da derselbe feine Zah¬
lungsunfähigkeit cingeräumt hat , auf
dessen Antrag heute am 19. November-
Ei , Vormittags >0 Uhr , das Kon¬
kursverfahren eröffnet . Der Rechtsagent
Anton Eberhard von Breisach wird
zum Konkursverwalter ernannt . Kon- j
kursforderungensind biszumln .Dezcm - >
der 1891 bei diess. Gerichte anzumelden. !
Es wird zur Beschlußfassung über die
Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubigeraus¬
schusses und eintretenden Falls über die
in 8 120 der Konkursordnung bezeichne-
ten Gegenständeund zur Prüfung deran -
gemcldeten Forderungen auf Mittwoch
23 . Dezember 1891 , Vorm . 9 Uhr ,
vor dem Unterzeichneten Gerichte Ter¬
min anberaumt . Allen Personen,
welche eine zur Konkursmasse gehö¬
rige Sache in Besitz haben oder zur
Konkursmaffe etwas schuldig sind, wird
aufgegeben, nichts an den Gemein¬
schuldner zu verabfolgen oder zu leisten ,
auch die Verpflichtung auferlegt , von
dem Besitze der Sache und von den
Forderungen , für welche sie aus der
Sache abgesonderte Befriedigung in An¬
spruch nehmen , dem Konkursverwalter
bis zum 15. Dezember 1891 Anzeige
zu machen . Großh . Amtsgericht Brei¬
sach. Der Gerichtsschreiber: Weiser .

P '575 . Nr . 10,784 . Waldkirch .
In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Markus Äaumer , Krä¬
mers von Altstmonswald , z . Zt . flüch¬
tig , ist zur Prüfung der nachträglich
angemeldeten,Forderungen Termin auf
Montag den 7 . Dezember 1891 ,
Nachmittags 3 Uhr , vor dem Gr .
Amtsgerichte Hierselbst anbcraumt .
Waldkirch, 14 . Novbr . 1891 . Willi .
Gerichtsschreiber deH Gr . Amtsgerichts,

« ermözensabsandernnzen .
P '589 . Nr . 11,845 . Karlsruhe .

Durch Urtheil des Großh . Landgerichts
Karlsruhe , Civilkammer HI , vom Heu¬
tigen wurde die Ehefrau des Gymna¬
siallehrers a . D . Johann Löser , Ba -
bcttc , geb. Merzler , in Baden für be¬
rechtigt erklärt, ihr Vermögen von dem¬
jenigen ihres Ehemannes abzufondern.

Dies wird hiermit zur Kenntniß der
Gläubiger gebracht .

Karlsruhe , den 12. November 1891 .
Der GerichtsschreiberGr . Landgerichts:

Oeftering .
P .586 . Nr . 18,167 . Mannheim .

Die Ehefrau des Landwirths Johann
Georg Sauer II , Anna Margaretha ,
geborene Weber , von Heddesbach hat
gegen ihren Ehemann bei diesseitigem
Landgerichte eine Klage mit dem Be¬
gehren eingereicht , sie für berechtigt zu
erklären, ihr Vermögen von dem ihres
Ehemannes abzufondern.

Termin zur Verhandlung hierüber
ist auf :
Samstag den 9 . Januar 1892,

Vormittags 9*/, Uhr ,
bestimmt .

Dies wird zur Kenntniß nähme der
Gläubiger andurch veröffentlicht .

Mannheim , den 16. November 1891 .
GerichtsschreibereiGroßh . Landgerichts.

Schulz .
P '588 . Nr . 9323 . Mosbach . Die

Ehefrau des Wilhelm Hellmuth in
Krautheim , vertreten durch Rechtsan¬
walt Wittmer , wurde durch Urtheil der
II . Civilkammer des Gr . Landgerichts
für berechtigt erklärt, ihr Vermögen von
dem ihre- Ehemannes abzusondern.

Dies wird zur Kenntnißnahmc der
Gläubiger veröffentlicht .

Mosbach , den 17 . November 1891 .
Gr . Landgericht — GerichtSschreiberei .

Ncumann .
Erbeinweisimse «.

P 583 . 1 . Nr . 16,970 . Mannheim .
Beschluß .

Die Witwe des am 3. September
ds . Js . dahier verstorbenen Svitalver -
walters Georg Weinmann , Gertrude
Friederike, geb. Kauffmann von hier ,
hat die Einsetzung in Besitz und Ge¬
währ des Nachlasses ihres verstorbenen
Ehemannes beantragt .

Diesem Antrag wird stattgegeben
werden , wenn nicht binnen

vier Wochen
Einsprachen hiegegen erhoben werden .

Mannheim , den 13 . November 1891 .
Großh . Amtsgericht 4.

gez . Morath .
Dies veröffentlicht: -

^
Mannheim , den 14 . November 1891 .

Gerichtsschreiberei Gr . Amtsgerichts.
Henn .

P '582 . 1 . Nr . 17,342 . Rastatt . Die
Ehefrau des am 16. August 1891 in

Rastatt verstorbenen Kunstgärtners Ru¬
dolf Link » Franziska , ged. Krämer
in Rastatt , hat um Einweisung in die
Gewähr des Nachlasses ihres verstor¬
benen Ehemannes nachgesucht .

Einsprachen hiergegen sind binnen
6 Wochen bei Unterzeichnetem Gerichte
schriftlich oder zu Protokoll einzurei¬
chen , widrigenfalls dem Gesuche statt-
gegedcu wird.

Rastatt , den 15. November 1891 .
Großh . bad . Amtsgericht,

gez . Siegel .
Dies veröffentlicht

Der Gerichtsschreiber:
Zirkel .

Handelsrerikereiutriise .
P 526 . Nr - 10 .397. Waldkirch .

Zu O .Z . 56 des Firmenregisters wurde
eingetragen:

Die Firma „ Karl Wehrle in Wald¬
kirch " ist erloschen .

Waldkirch , den 22. Oktober 1891 .
Großh . bad . Amtsgericht.

U r n a u.
Strafrechtspflege

Ladungen .
P '490 . 1 . Nr . 34,921 . Karlsruhe .

Die Angeklagten:
1 .

3 .

4 .

5 .

6.

8.

9 .

10.

11 .

12.

13 .

14.

15.

16.

17 .

18.

19.

20.

21 .

22 .

23.

24 .

25.

26 .

27.

28 .

29 .

30.

31.

32.

33.

34 .

35.

36.

Severin Adert , geb. 10. Juli
1868 zu Au a/RH -, letzter Aufent- '
kalt An a/RH . , ,
Franz Heck , geb. 2 . April 1868 !
zu Illingen , letzter Aufenthalt Jl - !
lingen , ^
Jakob Traber , geb 12 Mai 1868 !
zu Gernsbach , letzter Aufenthalt
nicht ermittelt , j
Josef Abendschein , geb - 25 Ja - !
nuar 1868 zu Freiolsheim , letzter i
Aufenthalt Freiolsheim,
Ferdinand Glasstetter , geb. 15
Februar 1868 zu Freiolsheim , letz¬
ter Aufenthalt Freiolsheim,
Josef Heck , geb 20 . Dezbr . 1868
zu Elchcsheim , letzter Aufenthalt
Karlsruhe ,
Wilhelm Franz Josef Schaaf ,
geb- 20. Januar 1868 zu Rastatt ,
letzter Aufenthalt Rastatt ,
Georg Viktor Leon Höltmann ,
geb - 4 - April 1868 zu St . Gilles ,
heimatbsberechtigt in Rastatt , letz¬
ter Aufenthalt nicht ermittelt,
Armin Frei , geb- 4 . Mai 1868
zu Scheuern , letzter Aufenthalt
Scheuern,
Gallus Dörrer , geb - 16 - Oktbr-
1868 zu Lautenbach , letzter Auf¬
enthalt Pforzheim,
Karl Richter , geb- 19 April
1868 zu Rastatt , letzter Aufenthalt
Karlsruhe ,
Sigmund Gustav Zeilinger , geb-
23 - Februar 1868 zu Rastalt , letz¬
ter Aufenthalt Rastatt ,
Leopold Huber , geb . 11 - Novbr -
1868 zu Oos , letzter Aufenthalt
Daxlanden,
Franz Anton Birnbräucr , geb-
28 . März 1867 zu Baden , letzter
Aufenthalt Baden ,
Emil Gustav Wolff , geboren 6-
März 1866 zu Baden , letzter Auf¬
enthalt Baden ,
August Hennhöfer , geb- 28 - Juli
1868 zu Malsch, letzter Aufenthalt
Ettlingen ,
Hermann Florian Stein , geb-
23 . August 1868 zu Ettlingen , letz¬
ter Aufenthalt Ettlingen ,
Bcrthold Hetscherich , geb - 12.
Februar 1868 zu Malsch , letzter
Aufenthalt Malsch , !
Thomas Müller , geb . 31 . Au - !
gust 1868 zu Malsch , letzter Auf- !
enthalt Malsch, !
Alois Schmitt , geb- 28 - Januar
1868 zu Malsch, letzter Aufenthalt
Malsch,
Wilhelm Kästner , geb- 27 - Mai
1868 zu Mörsch, letzter Aufenthalt ^
Mörsch.
Leo Glastetter , geb- 24 . April
1868 zu Völkersbach , letzter Auf¬
enthalt Völkersbach ,
Nathan Dreifuß , geb - 11 . Au¬
gust 1868 zu Malsch , letzter Auf¬
enthalt nicht ermittelt,
Friedrich Oberle , geb . 18- Juli
1868 zu Ettlingen , letzter Aufent¬
halt nicht ermittelt,
Karl Hottin ger , geb- 27 . Ja¬
nuar 1868 zu Mannheim , letzter
Aufenthalt Karlsruhe ,
August Schöffler , geboren 20.
März 1868 zu Mannheim , letzter
Aufenthalt Untergrombach,
Franz Otto D iehl , geb. 31 . De¬
zember 1868 zuKaiserslautern , letzter
Aufenthalt Karlsruhe ,
Theodor Peter Reichert , geb .
6 . November 1868 zu Hofheim i . T . ,
letzter Aufenthalt Karlsruhe ,
Jakob Friedrrch Steiner , geb.
9. Juni 1868 zu Neubulach, letzter
Aufenthalt Brötzingen,
Wilhelm Friedrich Weiß , geboren
2 . Februar 1870 zu Bärenthal ,
letzter Aufenthalt Pforzheim,
Johannes Friedrich Siegrist ,
geb. 24 . Juni 1870 zu Wurmbcrg ,
letzter Aufenthalt Pforzheim , j
Johann Adam Sieb , geb. 17 . >

ezember 1870 zu Bernbach, letzter '

bruar 1870 zu Grunbach
Aufenthalt Pforzheim .

' ^
werden beschuldigt , als Wehrpflj^ , :„in der Absicht , sich dem Eintritt in O
Dienst des stehenden Heeres oder
Flotte zu entziehen , ohne Erlaubnis >
Bundesgebiet verlassen oder nach
reichten , militärpflichtigen Alter si^
außerhalb des Bundesgebiets aufaeb » l -
ten zu haben , * "

Vergehen gegen § 140 Abs . 1 Nr ,
St . G .B .

*
Dieselben werden auf

Donnerstag drn 21 . Januar i »<w
Bormitags 8 ' /-, Uhr ,

^
vor die 1. Strafkammer des Gr . Land¬
gerichts Karlsruhe zur Hauptvcrhand- -
lung geladen .

Bei uncntschuldigtemAusbleiben wer¬den dieselben auf Grund der nach § 47»
der Strafprozeßordnung von den Kr
Bezirksämtern Rastatt . Baden , Eirlim
gen » Mannheim , Kaiserslautern , de«
Kgl . Landrathsamts Höchst a . M . , so .
wie der Kgl . Obcrämlcr Calw , Maul¬bronn und Neuenbürg über die der An¬
klage zu Grunde liegenden Thatsach «,ausgestellten Erklärungen verurlheilt
werden .

Karlsruhe , den 14 . Nivemver 1891
Großh . Staatsanwaltschaft .

G r u b e r .
P 456 -2- Nr . 19,473. Konstanz
1 . Mathias Gänsle , Bäcker , geb

am 3 . März 1864 zu Allensbach
'

zuletzt wohnhaft daselbst ,
2 . Theodor Wider , geb . am 21.

März 1864 zu Biethingen, zuletzt
wohnhaft daselbst ,

3 Karl Schroff , Müller , geb
am 21 . Juli 1864 zu Deltingem
zuletzt daselbst ,

4 Alfred Streb , Photograph , geb
am 30 . Mai 1864 zu Hegne , zu¬
letzt wohnhaft in Konstanz.

5 - Franz Josef Ludwig Dumdeck ,Uhrmacher, geb. am 18 Oktober
1864 zu Konstanz, zuletzt daselbst,6 . Karl Mattes , geb . am 31 . Ok¬
tober 1864 zu Konstanz, zuletzt in
Möggingcn ,

7 . Friedrich Brutscher , Schuh¬
macher , geb. am 20 . Januar 1864
zu Radolfzell , zuletzt daselbst ,

8. Jakob Weil , geb. am H . Januar
1864 zu Randcgg , zuletzt daselbst,9. Karl Eduard Graf , Bäcker , geb.
am 12. Oktober 1864 zu Singen,
zuletzt daselbst ,

10 Ludwig Oskar Stöckle , Bier¬
brauer , geb . am 9 . August 1864 ,
zu Singen , zuletzt daselbst ,

11 . Friedrich Dummel , Bierbrauer,
geboren am 19 Februar 1864 zu
Worblingen , zuletzt daselbst,

12. Sidonius Wieland , Kauf¬
mann , geb- am 17. August 1864
zu Worblingen , zuletzt daselbst ,

13 . Hermann AdolfH ienerwadel ,
geb . am 21 . August1865 zu Singen ,
zuletzt daselbst ,

14. Chrisostomus Egger , Landw .,
geb. am 26 . Januar 1866 zuBie -
thingen, zuletzt daselbst ,

15. Job . Evangelist Keller , Land-
wirth , geb. am 17 . Juli 1866 zu
Böhringen , zuletzt daselbst ,

16 . Salomon Haarburger , Kauf¬
mann , geb . am 4 . September 1866
zu Gailingen , zuletzt daselbst ,

17 Heinrich Jäger , Bierbrauer»
geb. 17 . August 1866 zu Gailingen»
zuletzt daselbst ,

18 Friedrich Schellhammer , Fa¬
brikarbeiter, geb - 26 . Februar 1866
zu Markelfingen , zuletzt daselbst,

19 . Alexander Strittmatter , geb.
26 . Februar 1867 zu Gailingen,
zuletzt daselbst ,

20 Johann Evangelist Ockle , geb.
25 . Oktober 1867 zu Reichenau »
zuletzt daselbst ,

21 . Friedrich Vögtle , Dicnstknecht,
geb. 12 . Januar 1868 zu Markel¬
fingen, zuletzt daselbst ,

22. Xaver Vögtle , Schmied , geb.
4 . November 1868 zu Markelfingen,
zuletzt daselbst ,

j 23 - Florentin Brütsch , Landwirth,
geb. 4 . Oktober 1868 zu Randegg,
zuletzt daselbst ,

24 Friedrich Weil, , geb. 8 . Sep¬
tember 1868 zu Randegg , zuletzt
daselbst ,

25 - Gebhard Keller , geb. 13 . «Sep¬
tember 1868 zu Rusch Weiler , zu¬
letzt in Denkingen,

26 - Franz Mannhart , geb . 22.
November 1868 zu Kilb , Nieder-
österreich , heimathsberechtigt i»
Psullendorf ,

werden zur Hauptverhandlung über die
gegen sie erhobene Anklage:

als Wehrpflichtige in der Absicht, M
dem Eintritt in den Dienst des stehen¬
den Heeres oder der Flotte zu ent¬
ziehen , ohne Erlaubniß das Bundes- ,
gebiet verlassen »der nach erreichte« l
militärpflichtigen Alter sich außerhalb «
des Bundesgebiets aufgehallen r» :
haben, ^ , s

Vergehen gegen § 140 Ziff . 1 de» -
S1 .G .B , ^ -

auf Freitag den 8 . Januar 1892, ^
Vormittags 9 Uhr ,

vor die Strafkammer 1 des Gr . Lanb-
Aufenthalt Karlsruhe , gerichts Konstanz mit der -
Anst äakob R 0 t h , geb. 1 . März geladen, daß im Falle ihres unentschl
1869 zu Gräfenhausen , letzter Auf - Agten Ausbleibens zur Hauptverhand-

Warnuos -
unentschoV

enthalt Karlsruhe ,
Christian Schwarz , geb. 12. Jult
1870 zu Grunbach , letzter Aufent¬
halt Pforzheim , „Gottlreb Kl alle , geb. 3 . April
1870 zu Oberlengenhardt , letzter
Aufenthalt Pforzheim,
Friedrich Keppler » geb . 18 . Fe-

lung werde geschritten und sie am ,
Grund der in 8 472 der St .Pr .O - b.e

-

zeichnelen Erklärung werden verurthem
werden.

Konstanz, den 12 . November 1891 .
Der Großh . I . Staatsanwalt :

Uibel .

Truck und Verlag der G. Brauu ' scheu Hofduchdruck -rri .
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